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Ausbau vorerst auf Eis gelegt 
Seit Jahren möchte das Spital Dornach ausbauen. Doch in der Bevölkerung regt sich Widerstand gegen die Pläne.

Dimitri Hofer

Die Ausbaupläne des Spitals 
Dornach verschieben sich auf
unbestimmte Zeit: Die vorgese-
henen Erweiterungen des in 
einem Wohngebiet liegenden 
Krankenhauses stossen bei der
Anwohnerschaft auf Wider-
stand. Wie die Gemeinde Dor-
nach auf Anfrage erklärt, ist die 
notwendige Umzonung von 
einer Wohnzone in eine Zone 
für öffentliche Bauten und An-
lagen deswegen sistiert wor-
den. Das Spital steht mit den 
Kritikerinnen und Kritikern im
Austausch. 

Das 1920 vor allem für Mit-
arbeitende der Dornacher Me-
tallwerke gegründete Spital er-
freut sich heute grosser Beliebt-
heit. In den vergangenen Jahren 
sind die Patientenzahlen des
einzigen Spitals im Schwarzbu-
benland konstant gestiegen. 
Mit einem Ausbau soll der teil-
weise in die Jahre gekommenen
Infrastruktur begegnet werden. 
Konkret plant die Solothurner
Spitäler AG, zu der das Spital
Dornach gehört, eine Erneue-
rung des Operationsbereiches,

eine Erweiterung der Tageskli-
nik sowie eine Verbesserung 
der Parkplatz-Situation. 

Widerstand könnte zum
Kostentreiber werden
Das Spital Dornach besitzt zwei
Grundstücke nördlich des Spi-
tals, auf denen ein Anbau zu 
stehen kommen soll. «Da sich
das Spital Dornach unterhalb
eines Wohnquartiers befindet, 
ist bereits bei der Teilzonen-
planänderung seitens der An-
wohnenden erkennbar, dass sie 
nicht mit allem einverstanden 
sind», sagt Gian Trionfini, Me-
diensprecher der Solothurner
Spitaler AG. «Das Spital ist nun 
gemeinsam mit der Anwohner-
schaft in einen Dialogprozess
gestiegen.» Wie lange dieser 
dauern wird, ist nicht absehbar.

Ob mit der Erweiterung des
Krankenhauses wie geplant im
Jahr 2024 begonnen werden
kann, steht in den Sternen. Der 
Dialog mit der Bevölkerung hat
Folgen, wie der Dornacher 
Gemeindepräsident Daniel 
Urech auf Anfrage der bz 
schreibt: «Die Gemeinde hat 
auf Wunsch der Solothurner

Spitäler AG und der Anwohnen-
den etwas Tempo aus dem Pro-
zess der Teilzonenrevision Spi-
talweg rausgenommen und den
Entscheid über die öffentliche 
Auflage vorerst vertagt.»

Zu den möglichen Auswir-
kungen des Widerstands der 
Anwohnerschaft heisst es in
den kürzlich publizierten Ant-
worten der Solothurner Regie-
rung auf eine Kleine Anfrage 
des Witterswiler FDP-Kantons-
rats Mark Winkler: «Dies kann 
den notwendigen Anbau zeit-
lich verzögern und könnte
einen Kostentreiber darstel-
len.» Gemäss dem Regierungs-
rat geht man derzeit von einer
Projektdauer von vier Jahren
aus.

Anbau würde die Sicht 
einschränken
Ende Januar hatten sich An-
wohnerinnen und Anwohner im 
Rahmen der Mitwirkung des 
Teilzonen- und Erschliessungs-
plans Spital Dornach mit einer 
Stellungnahme an den Gemein-
derat Dornach gewandt. Die
Mitglieder der eigens ins Leben
gerufenen «IG Spitalerneue-

rung zum Wohle aller» stellen 
sich darin nicht grundsätzlich
gegen eine Erweiterung des
Spitals. Sie finden jedoch, dass
rund um das Krankenhaus be-
reits genügend Flächen zur Ver-
fügung stünden, die sich schon
in einer Zone für öffentliche 
Bauten und Anlagen befinden. 
Eine Notwendigkeit für die ge-
plante Zonenänderung ist für
sie deshalb nicht ersichtlich. 
Der Spital-Anbau bedeutete für
einige Anwohnende eine Ein-
schränkung der Aussicht.

Vom Austausch mit den Spi-
talverantwortlichen erhofft sich
die IG «eine Lösung für die Spi-
talerneuerung zum Wohle aller,
auch der Nachbarschaft», wie
die IG auf Anfrage schreibt. 
Man wünsche sich ein «nach-
haltiges Miteinander zwischen
Gemeinde, Spital und Nachbar-
schaft auch für zukünftige Ver-
änderungen des Spitals». Bis-
lang hätten zwei Gespräche
zwischen Vertretern des Spitals 
und der Interessensgemein-
schaft stattgefunden. «Auf Ba-
sis der Gespräche mit Spital und
Gemeinde besteht das gemein-
same Verständnis, dass Rechts-

wege vermieden und eine für
das Spital und die Nachbar-
schaft tragbare Lösung gefun-
den wird.» Die IG zeigt sich 
positiv, dass dies gemeinsam
mit dem Spital und der Ge-
meinde erreicht werden kann. 

Eine erste angedachte
Erweiterung scheiterte
Bereits seit dem Jahr 2016 lie-
gen Ausbaupläne für das Spital
Dornach vor. Aus dem damals
angedachten dreigeschossigen
Ergänzungsbau für 21,5 Millio-
nen Franken wurde jedoch
nichts. Die Solothurner Spitäler 
AG musste 2018 mitteilen, dass
es ihr finanziell nicht möglich 
sei, neben dem Neubau des Bür-
gerspitals Solothurn ein weiteres
Anbauprojekt zu stemmen.

Zu einem geglückten Aus-
bau kam es in Dornach hin-
gegen im Jahr 2020: Damals 
wurden rund 40 administrative
Arbeitsplätze des Spitals in
einen Dachaufbau verschoben. 
Dieser ermöglichte es, die Be-
handlungsflächen in der Not-
fallfallstation und in verschie-
denen Ambulatorien zu ver-
grössern und zu sanieren. 

Das Spital Dornach soll in den kommenden Jahren erweitert werden. Bild: Nicole Nars-Zimmer (23. März 2023)

Kanton prüft Hochschulkosten  – wo es sich sparen lässt
Die Baselbieter Regierung hat die Ausgaben unter die Lupe genommen. Ziel wäre gewesen, ab 2025 zwei Millionen einzusparen. 

Kelly Spielmann

Aufgaben und Ausgaben des 
Kantons sind, so steht es in der 
Baselbieter Kantonsverfassung, 
periodisch «auf ihre Notwendig-
keit und Zweckmässigkeit sowie 
auf ihre finanziellen Auswirkun-
gen und deren Tragbarkeit hin 
zu prüfen». 

Soll heissen: Es muss regel-
mässig geprüft werden, ob das 
Geld, das der Kanton ausgibt, 
am richtigen Ort und in der 
richtigen Menge eingesetzt 
wird. Um eine solche Überprü-
fung vorzunehmen, hat der Re-
gierungsrat 2017 via Finanz- 
und Kirchendirektion eine 

interkantonale Vergleichsstu-
die in Auftrag gegeben. Diese 
ermittelte die vier Aufgabenfel-
der, in denen die finanzielle Dif-
ferenz zwischen dem Baselbiet 
und anderen Kantonen am 
höchsten ist.

Ausbildungsbeiträge sollen 
nicht gekürzt werden
Diese Aufgabenfelder – Rechts-
sprechung, Berufsbildung, Um-
weltschutz sowie Pädagogische 
Hochschulen und Fachhoch-
schulen – sollten in der aktuel-
len Legislatur überprüft wer-
den. Nach den ersten drei liegt 
nun auch der Schlussbericht zu 
den Pädagogischen Hochschu-

len (PH) und Fachhochschulen 
(FH) vor.

Geplant war für die Hoch-
schulen eine Optimierung von 
zwei Millionen Franken ab 
2025, wie der Entwicklungs- 
und Finanzplan 2023-2025 
zeigt. Diese Entlastung solle 
aus der Aufgabenüberprüfung 
hervorgehen.

Doch um diese für die PH 
und FH vorzunehmen, hat der 
Kanton erst eine Aktualisierung 
der Studie in Auftrag gegeben, 
denn die erste sei aufgrund der 
Datengrundlage sowie der 
Wahl der Vergleichskantone 
verzerrt gewesen, schreibt der 
Regierungsrat im Bericht. Und 

mit der neuen Studie, die neue 
Kostendifferenzen hervor-
brachte, zeigte sich: Der Kan-
tonsvergleich fällt positiv aus. 
Bei den Beiträgen gemäss Fach-
hochschulvereinbarung weist 
der Kanton Baselland die tiefs-
ten Kosten aus, bei den Global-
beiträgen und den Verwal-
tungskosten liegt er deutlich 
unter dem Durchschnitt.

Kooperationen mit  
anderen Schulen
Bei den Ausbildungsbeiträgen 
hat das Baselbiet höhere Kosten 
– das liege daran, dass andere
Kantone für eine Zweitausbil-
dung weniger Stipendien verge-

ben. «Aufgrund des Fachkräfte-
mangels und des gesamtschwei-
zerischen Trends zur Erhöhung 
von Ausbildungsbeiträgen wird 
jedoch auf die Empfehlung von 
Massnahmen verzichtet», so 
die Regierung.

Ein weiterer Punkt fällt ins 
Gewicht: Die Studiengänge Se-
kundarstufe I und Sekundarstu-
fe II an der PH der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz weisen 
hohe Kosten auf. Das liege unter 
anderem am Rückgang der Neu-
eintritte und der daraus folgen-
den geringeren Auslastung eini-
ger Ausbildungsgefässe, aber 
auch an der vierkantonalen 
Struktur mit mehreren Standor-

ten. Eine vorgeschlagene Mass-
nahme: Bei der Sekundarstufe II 
könnte für Fächer mit geringer 
Auslastung eine Kooperation 
mit anderen Pädagogischen 
Hochschulen der Schweiz in den 
Leistungsauftrag 2025-2028 
aufgenommen werden.

Doch diese Massnahme 
führt nicht unmittelbar zu finan-
ziellen Entlastungen – das ange-
peilte Optimierungspotenzial 
von zwei Millionen wird nicht 
erreicht. Daher entfällt dieses 
im Aufgaben- und Finanzplan 
2023-2025. Dies, sofern der 
Landrat den Schlussbericht der 
Regierung so zur Kenntnis 
nimmt.

Zwangsverwaltung 
ist beendet
Seewen Die Baukommission 
der Schwarzbuben-Gemeinde
Seewen ist nach einem guten
Jahr wieder handlungsfähig: Der 
Solothurner Regierungsrat hat 
die Sachwalterschaft per kom-
menden Montag, 3. April aufge-
hoben, wie aus dem entspre-
chenden Beschluss hervorgeht. 
Der Seewner Gemeinderat hatte
dies Anfang März beantragt.

Um die Baukommission gab 
es lange Unstimmigkeiten: Eine
Mehrheit des Gemeinderates 
verweigerte ihrem Präsidenten
Roger Weber Junior und dem Vi-
zepräsidenten Thomas Müller
den beantragten Einsitz in der 
Kommission. Kritisiert wurde
die damit verbundene Kumula-
tion der Ämter (die bz berichtete
mehrfach). Auch andere Bewer-
bungen wurden abgelehnt, unter
anderem wegen fehlendem
Fachwissen. Weil die Kommis-
sion in der Folge unbesetzt blieb,
setzte die Solothurner Regierung 
im März 2022 eine Sachwalterin 
ein, die Sutter Ingenieur- und
Planungsbüro AG. Im Dezember 
gelang es dem Gemeinderat 
endlich, neue Baukommissions-
mitglieder zu wählen. In der Fol-
ge reichte die Gemeinde beim 
Kanton ein Gesuch ein, die Sach-
walterschaft aufzuheben. (haj)

Nachrichten
Schwer verletzt nach 
alkoholisiertem Unfall

Muttenz Ein 31-jähriger Motor-
radlenker befuhr am Dienstag-
abend kurz vor 22 Uhr aus Rich-
tung Delémont kommend die 
Autobahnausfahrt Muttenz 
Nord. Dort verlor er die Kontrol-
le über sein Motorrad, stürzte 
und verletzte sich schwer. Wie
die Polizei mitteilt, ergab ein Al-
koholtest einen Wert von
1,34 Promille. Er wird an die 
Staatsanwaltschaft verzeigt. (bz)

Sperrungen wegen  
Vierspurausbau

Liestal Wegen Tiefbauarbeiten
ist der Senfiweg zwischen Fren-
ken- und Kasernenstrasse vom
1. bis zum 14. April gesperrt, wie
die SBB mitteilen. Noch bis zum
6. April sind die Parkplätze am 
nördlichen Ende des Quellen-
wegs aufgehoben. (bz)

 

bz-Zeitung für die Region Basel, 30.3.2023


